
aufgehoben, siehe
6. (vereinfachte) Änderung

- Nach § 31 Abs. 1 BauGB können ausnahmsweise Betriebe oder Betriebsarten der in der Abstandsliste aufgeführten Anlagen der Abstandsklasse V 
zugelassen werden, wenn die von ihnen ausgehenden Emissionen so begrenzt werden, dass sie die von den allgemein zulässigen Anlagen üblicherweise 
ausgehenden Emissionen nicht überschreiten.

Textliche Festsetzungen gemäß § 9 (1) BauGB
(nicht aufgeführte Nummern beziehen sich auf den Originalplan)
Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB)

Nr. 1
Gemäß § 1 (4) i. V. m. § 1 (5) BauNVO werden nachstehende Festsetzungen getroffen:
- Nicht zulässig sind Anlagen der Abstandsklassen I - IV der Abstandsliste 1998 zum RdErl. d. Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und 
  Landwirtschaft vom 02.04.1998 (MBl. NRW - Nr. 43 vom 02.07.1998 S. 744).
- In den Abstandsklassen V, VI und VII sind die Nrn. 79 - 106, 108 - 149, 151 - 153, 155, 159, 161 - 164, 166 - 172, 174 - 178, 
  185 - 188, 194, 198 und 201 nicht zulässig.

Nr. 2 
Gemäß § 1 (4) i. V. m . § 1 (5) BauNVO werden nachstehende Festsetzungen getroffen:
- Nicht zulässig sind Anlagen der Abstandsklassen I - V der Abstandsliste 1998 zum RdErl. d. Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und 
  Landwirtschaft vom 02.04.1998 (MBl. NRW - Nr. 43 vom 02.07.1998 S. 744).
- In den Abstandsklassen VI und VII sind die Nrn. 155, 159, 161 - 164, 166 - 168, 170 - 172, 176, 178, 186, 188, 198 und 201 nicht zulässig.

Nr. 4 
Gemäß § 16 (3) BauNVO beträgt die max. zulässige Traufhöhe 14,00 m über Höhe fertiger Straßenoberkante. Ausnahmsweise darf die festgesetzte max. Traufhöhe um 
2,50 m überschritten werden, z. B. durch notwendige Aufbauten für Aufzugschächte und technische Bauteile, soweit das geschlossene städtebauliche Erscheinungsbild 
nicht wesentlich beeinträchtigt wird.

Nr. 5 
Gemäß § 1 (5) i. V. m. § 1 (9) BauNVO sind Einzelhandelsbetriebe sowie Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben, die sich ganz oder teilweise an die Endverbraucher 
wenden, nicht zulässig. Ausnahmsweise sind Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben zulässig, die
- im unmittelbaren räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit Handwerksbetrieben stehen,
- kein Sortiment mit Waren des täglichen Bedarfs und
- kein city- oder zentrentypisches Sortiment vertreiben.

Nr. 6 
Die gemäß §§ 8 (3) und 9 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter 
dürfen nur innerhalb des Betriebsgebäudes eingerichtet oder angebaut werden. 

Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 (1) 2 BauGB)

Nr. 7 
In der abweichenden Bauweise (a) können gemäß § 22 (4) BauNVO Gebäude eine Länge von 50 m überschreiten.Die Bestimmungen des § 22 (2) BauNVO bzgl. des 
seitlichen Grenzabstandes (Bauwich) bleiben unberührt.

Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind und ihre Nutzung (§ 9 (1) 10 BauGB)

Nr. 8 
Die Sichtwinkelbereiche sind von Sichthindernissen über 70 cm Höhe, bezogen auf das jeweilige Fahrbahnniveau, freizuhalten (......Sichtlinie).

Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffende bauliche oder sonstige technische 
Vorkehrungen (§ 9 (1) 24 BauGB)

Nr. 9 
Zum Schutz vor Lärmimmissionen, die von der Gabelsberger Straße ausgehen, sind bei der Errichtung der gemäß  § 8 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Wohnungen die Wohngrundrisse so auszurichten, dass die zum dauernden Aufenthalt von Personen vorgesehenen Räume der Lärmquelle abgewandt sind. Darüber 
hinaus sind zur Sicherung einer ausreichenden Wohn- und Nachtruhe bei allen zulässigen Wohnungen, die im Bereich zwischen der Werler Straße, der Gabelsberger 
Straße und dem Obersten Kamp liegen, die notwendigen Fenster der zum dauernden Aufenthalt von Personen vorgesehenen Wohn- und Schlafräume mit schallisolierten 
Fenstern mind. der Klasse II der VDI-Richtlinie 2719 "Schalldämmung von Fenstern" vorzusehen. Bei der Anordnung von Schlafräumen zur Lärmquelle sind die 
Fensterkonstruktionen zusätzlich mit gleichwertigen Schalldämmlüftern zu versehen. 

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) 25 a BauGB)

Nr. 10 
Die Pflanzstreifen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen, der öffentlichen Grünflächen und östlich des Regenrückhaltebeckens sind mit heimischen, standortgerechten 
Laubgehölzen zu bepflanzen. Je 12 m Frontlänge ist ein großkroniger heimischer Laubbaum I. Ordnung (wie Stieleiche, Esche o. ä.), Stammumfang mind. 16/18 cm, 
gemessen in 1 m Höhe und je 10 qm 5 Sträucher, mind. 80 cm hoch, zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Eingrünung muss durchgehend erfolgen mit Ausnahme der 
notwendigen Zu- und Ausfahrten sowie den mit Pflanzbeschränkungen festgesetzten Sichtwinkelbereichen.

Nr. 11 
Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen unmittelbar östlich der Werler Straße (B 63) sind mit heimischen, standortgerechten Laubgehölzen (Sträucher und 
Einzelgehölze mind. 1,50 m hoch) in einem 12-reihigen Pflanzschema (Reihenabstand 1,20 m, Pflanzabstand in der Reihe 1,00 m) mit einem ca. 3 m breiten, beidseitigen 
Saum und mit großkronigen heimischen Laubbäumen II. Ordnung (je 60 m² 1 Baum in variierenden Abständen) sowie mit Stauden und Gräsern zu bepflanzen und 
dauerhaft zu erhalten.

Nr. 12 
Bei Flachdächern und Dächern bis zu einer Neigung von 20° sind Dachflächen von über 500 qm Größe vollflächig mit extensiver oder zu 40 % mit intensiver 
Dachbegrünung fachgerecht zu begrünen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 

Ausnahmsweise können für die zu begrünenden Dachflächen ebenerdige Ersatzflächen im Verhältnis 1 : 1 mit heimischen, standortgerechten Laubgehölzen (Sträucher 
und Einzelgehölze mind. 1,50 m hoch) in einem Pflanzverband mit Pflanzabständen von 1,50 m sowie mit Stauden und Gräsern bepflanzt werden. Die Bepflanzung ist 
zusätzlich zu den in (10) und (11) aufgeführten Flächen anzulegen. 
Innerhalb des GE2 Gebietes kann aus betriebstechnischen Gründen auf eine Dachbegrünung verzichtet werden.  

Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§ 9 (1) 25 a und b BauGB)

Nr. 13 
Der den Nebengraben des Bewerbaches begleitende Gehölzstreifen ist zur Verbesserung der ökologischen Verhältnisse in seiner Oberflächen- beschaffenheit unverändert 
zu belassen. Die bestehende Vegetation ist zu erhalten und in ihrer charakteristischen Gehölzzusammensetzung weiterzuentwickeln. Geringfügige Eingriffe auf Grund 
notwendiger wasserbaulicher Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Bau des geplanten Regenrückhaltebeckens im südlichen Bereich des Grabenlaufes bleiben hiervon 
ausgenommen.

Hinweise:
Anlagen der Außenwerbung, die den Verkehrsteilnehmer auf der Werler Straße (B 63) ansprechen können, sind nicht zulässig, (insbesondere blinkende, grell leuchtende 
oder in kurzen Intervallen wechselnde Werbung).

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/oder 
dem Westf. Museum für Archäologie/Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle Olpe (Tel. 02761/4470) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mind. drei 
Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW).

Satzung der Stadt Hamm vom 11.03.1993

Örtliche Bauvorschriften für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 03.061 -nördlich Oberallener Weg -

Der Rat der Stadt Hamm hat am 09. Juli 1991 die folgende Satzung beschlossen.

Sie beruht auf nachstehenden Vorschriften:

§ 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. August 1984 (GV. 
NW. S. 475/SGV. NW. 2023);

§ 81 Abs. 1 Nr. 4 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung -BauO NW-) vom 26. Juni 1984 (GV. 
NW. S. 419/SGV. NW. 232) - jeweils in der gegenwärtig geltenden Fassung -.

§ 1 Ziel und Geltungsbereich der Satzung

(1) Ziel der Satzung ist die Sicherung der Gestaltung der Lagerplätze und der Stellplätze (Durchgrünung) im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 03.061 und die Festlegung der Lage der Einrichtung zu den öffentlichen Verkehrsflächen hin.

(2) Der Geltungsbereich der Satzung umfasst den Bereich zwischen Werler Straße, der Straße "Oberster Kamp", 60 m östlich 
der westlichen Grenze der Grundstücke Gemarkung Allen, Flur 1, Flurstück 110 und 111 (Bördenweg) und dem Oberallener Weg.

(3) Die örtlichen Bauvorschriften sind in dem Bebauungsplan Nr. 03.061 - Nördlich Oberallener Weg - eingetragen. Dieser Plan 
ist Bestandteil der Satzung.

§ 2 Anpflanzen von Hochstamm-Laubbäumen

(1) In den GI- und GE-Gebieten ist pro 150 m² versiegelter Grundstücksfläche (überbaute und befestigte Fläche, jedoch ohne 
Stellplatzanlagen)  1 großkroniger heimischer Laubbaum (wie Stieleiche, Rotbuche, Esche o. ä.), Stammumfang mind. 12 cm, 
gemessen in 1 m Höhe, auf den unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke zu pflanzen, zu unterhalten und bei Verlust zu 
ersetzen. Die im Bebauungsplan Nr. 03.061  - Nördlich Oberallener Weg - nach den textlichen Festsetzungen Nr. 10 gemäß § 9 
(1) 25a BauGB zu pflanzenden Laubbäume können dabei nicht angerechnet werden. 

(2) Auf den Stellplatzanlagen ist pro 6 Stellplätze 1 großkroniger heimischer Laubbaum (wie Stieleiche, Rotbuche, Esche o. ä.), 
Stammumfang  mind. 12 cm gemessen in 1 m Höhe, zu pflanzen, zu unterhalten und bei Verlust zu ersetzen. Die Abstände 
zwischen den Bäumen müssen mind. 8 m betragen.

§ 3 Gestaltung der ungenutzten Betriebsflächen

In den GI- und GE-Gebieten sind die ungenutzten Betriebsflächen zur Verbesserung der ökologischen Verhältnisse in ihrer 
Oberflächenbeschaffenheit zu erhalten und der Sukzession oder einer extensiven Pflege zuzuführen.

§ 4 Einfriedungen

(1) In den GI- und GE-Gebieten sind Grundstückseinfriedungen durch Mauern, Zäune und Hecken entlang der öffentlichen 
Verkehrsflächen nicht zulässig. Sie sind nur zulässig, wenn der Abstand zur öffentlichen Verkehrsfläche in Breite des jeweils 
festgesetzten Pflanzstreifens  (Pflanzgebot) eingehalten wird.

(2) Zur Werler Straße (B 63) sind die Grundstücke lückenlos - ohne Tor - einzufrieden.

§ 5 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig i. S. d. § 79 Abs. 1 Nr. 14 BauO NW handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die §§ 2 -- 4 dieser Satzung 
verstößt.

§ 6 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.


